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Marktversagen war immer schon ein Grund, nach dem Staat zu
rufen  –  auch  für  Neoliberale.  Damit  nämlich  eine  freie
Marktwirtschaft wirklich zu jenen positiven Ergebnissen führt,
die  von  ihr  zu  Recht  erwartet  werden,  müssen  ein  paar
Voraussetzungen  erfüllt  sein.

Um frei entscheiden zu können, muss man frei sein. In vielen
Fällen  jedoch  gilt  es,  individuelle  Freiheitsrechte  gegen
Übergriffe und Missbrauch zu schützen. Das können nur Staat,
Recht und Gesetz leisten. Nur der Staat kann Macht brechen und
Unabhängigkeit  sichern.  Das  gilt  nicht  nur  für  politische
Grundrechte.  Es  trifft  auch  für  soziale  und  ökonomische
Teilhabe zu. Genau da ist in den letzten Jahren vieles aus dem
Gleichgewicht  geraten.  Erst  die  Finanzmarktkrise,  dann  das
Griechenland-  und  Eurodilemma  und  jüngst  die
Pandemie(bekämpfung),  der  Ukraine  Krieg  und  nun  die
dramatische Verteuerung der Lebenshaltungskosten. All diesen
so  unterschiedlichen  Ursachen  ist  eines  gemeinsam:  Ihren
Folgen sind die meisten Menschen relativ hilf- und wehrlos
ausgeliefert.  Das  ist  das  typische  Merkmal  für  sogenannte
systemische Risiken.

Zum  Wesen  systemischer  Risiken  gehört,  dass  sie  für
Einzelpersonen  schwer  vorhersehbar  und  kaum  beeinflussbar
sind. Tritt der Schadensfall ein, trifft er viele Menschen
oder sogar ganze Gesellschaften gleichzeitig existenziell. Und
zwar weitgehend unabhängig davon, was Einzelne zur eigenen
Schadensvermeidung  oder  -verhinderung  getan  oder  gelassen
haben.  Systemische  Risiken  lassen  sich  mit  herkömmlichen
Vorgehensweisen  nicht  versichern.  Denn  bei  systemischen
Risiken versagt die unsichtbare Hand des Marktes. Da bedarf es
des  rettenden  Arms  des  Staates.  Nur  er  kann  die  riesigen
ökonomischen  Folgeschäden  von  (Natur-)Katastrophen,
Vulkanausbrüchen  und  Erdbeben,  Terroranschlägen  und
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Finanzmarktkrisen oder eben auch Pandemien und hochschlagenden
Inflationswellen  wirklich  stemmen.  Was  normalerweise  bei
Versicherungsverträgen  im  Kleingedruckten  als
«Ausschlussklausel» kaum wirklich interessiert, ist deshalb im
Schadensfall ganz bewusst in die Hände des Staates übertragen.
Nur  er  kann  bei  systemischen  Risiken  Unterstützung  für
Notleidende  und  Entschädigungen  für  alle  Betroffenen
garantieren.  Er  ist  somit  in  der  Pflicht  –  auch  in
Marktwirtschaften.

Foto: Christian Augustin

Natürlich gab es immer schon existenzbedrohende Grossrisiken
wie Naturkatastrophen, Hungersnöte, Seuchen oder Kriege. Der
entscheidende  Punkt  aber  war  und  ist,  dass  das  heutige
Wirtschafts-  und  Gesellschaftsmodell  sich  zunehmend  und  in
viel zu starkem Mass auf kurzfristige Erfolge ausrichtet. Es
tendiert  dazu,  langfristige  Kosten  auszublenden  oder  auf
künftige Generationen abzuwälzen, so wie es bei Klimawandel,
Artensterben, Umweltzerstörung leicht erkennbar der Fall ist.
Gleiches  trifft  bei  der  demografischen  Alterung  und  ihren
Auswirkungen  auf  die  Finanzierbarkeit  der  Sozialsysteme  zu



oder eben den Verteilungswirkungen hoher Inflationsraten. Zu
oft werden kurzfristige Gewinne privatisiert und langfristige
Kosten sozialisiert.

Als Folge der Kurzsichtigkeit bleibt in Marktwirtschaften der
Schutz vor systemischen Risiken vernachlässigt. Viele setzen
grundsätzlich  auf  den  Staat  als  Notretter.  Manche  wollen
Trittbrett  fahren,  also  kostenlos  davon  profitieren,  dass
andere die Kosten tragen und für Problemlösungen sorgen. In
der  Coronapandemie  mangelte  es  anfangs  an
lntensivbetreuungsplätzen  für  Schwer(st)erkrankte  und  der
Staat  musste  auf  den  Weltmärkten  Beatmungsgeräte  und
Schutzausrüstungen beschaffen. Mit dem Krieg in der Ukraine
offenbarte sich schlagartig, dass man viel zu lange viel zu
wenig für die Einsatz- und Leistungsfähigkeit der Bundeswehr
getan  hatte.  Und  genauso  ausser  Acht  bleiben  systemische
Risiken von kriminellen oder gar terroristischen Cyberattacken
und Hackerangriffe, flächendeckenden Energie-Blackouts, aber
auch von einer Inflation, die das Leben für alle und ganz
besonders  für  die  Ärmeren  so  sehr  verteuert,  oder  von
Massenarmut,  die  Massenmigration  verursachen  kann.

Der russische Überfall auf die Ukraine sollte nicht nur zum
Augenöffner werden, was im militärischen Bereich zu tun ist,
um liberale Gesellschaften vor äusseren Angriffen zu schützen.
Er muss genauso als Warnschuss nachhallen, der die Bevölkerung
aufweckt, sich ganz grundsätzlich weit intensiver als bisher
um einen effizienten und effektiven Umgang mit systemischen
Risiken  zu  kümmern.  So  schwer  Liberalen  das  Eingeständnis
fällt, dürfte sich dabei zeigen, dass künftig nur über mehr
«Staat» mehr «Freiheit» und «Sicherheit» und damit auch mehr
«Markt» zu haben sein wird.
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